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 Fortsetzung S. 8

Wahrheiten?
Zweifel an dem, was wirklich ist, wach-

sen seit einigen Jahren stetig. Michael 

Zander berichtet über eine üble Be-

hauptung Donald Trumps, ohne jeden 

Beweis: Menschen mit Behinderung 

seien wohl für einen Flugzeugunfall ver-

antwortlich, kolportierte der US-Präsi-

dent auf einer Pressekonferenz    S.    4.

Vieles ist unbekannt, weil es nicht 

öffentlich gewusst werden soll. Zum 

Beispiel: Wie viele Verträge über die 

Produktion kriegswichtiger Produkte 

mit Rüstungskonzernen gibt es mit Be-

hindertenwerkstätten in Deutschland? 

Max Ongsiek hat mal versucht zu re-

cherchieren, was da unter den ausbeu-

terischen Verhältnissen in den Behin-

dertenwerkstätten an zerstörerischen 

Dingen hergestellt wird   S.    5. Klar ist: 

Hier Transparenz zu schaffen, ist schwierig!

Wissen ist auch in anderer Hinsicht nicht 

gewollt. Ein Monitoring über den Einsatz 

von nicht-invasiven Bluttests (NIPT) in der 

Frühschwangerschaft wird gefordert, fehlt 

aber weiterhin; untersucht werden müss-

ten Folgen und Effekte sowie die Frage, ob 

der von den Krankenkassen bezahlte NIPT 

faktisch zur Reihenuntersuchung gewor-

den ist. Dagmar Hertel vom BARMER Ins-

titut für Gesundheitssystemforschung be-

schreibt begründete Vermutungen   S.    2.

Andere Wahrheiten hatten und vermittel-

ten uns Menschen mit Behinderungen in 

unterschiedlichen Zeiten. Der Stotterer 

Paracelsus ist im 16. Jahrhundert seinem 

Grundsatz gefolgt: „Wer selbständig sein 

kann, soll sich keinem unterwerfen.“ Udo 

Sierck hat uns nicht nur auf diese alte 

und weise Geschichte aufmerksam 

gemacht   S.    6, sondern auch auf das 

lesenswerte Buch von Sarah Chaney 

über „unnormale Körper“. Außerdem 

auf Mosktari Hilals großartige Überle-

gungen zur Hässlichkeit   S.    7. 

Wie die nicht-normalen, nicht-deut-

schen Menschen während der Nazi-Ter-

rorherrschaft vor über 80 Jahren miss-

handelt und getötet wurden, soll zwar 

weiter erforscht werden   S.    1. Das 

droht aber im Zuge der internationalen 

Tendenz zum Rechtsradikalismus an 

historischer Wahrheit verloren zu gehen.

ERIKA FEYERABEND
FÜR DAS TEAM DER NEWSLETTER-

REDAKTION

Vergangene Zeiten
Die Zeiten scheinen im doppelten Sin-
ne des Wortes vergangen. Zur Aufar-
beitung der Euthanasie und Zwangs-
sterilationen im Nationalsozia lismus 
haben SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/
Die Grünen und FDP einen gemein-
samen Antrag gestellt. Dass diese 
Aufarbeitung intensiviert werden soll, 
ist am 29. Januar 2025 einstimmig im 
Bundestag beschlossen worden. Ei-
nen gemeinsamen Antrag kann man 
sich heutzutage gar nicht mehr vor-
stellen. Aber es gab einen solchen An-
trag schon einmal. Dann zerbrach im 
November 2024 die Ampel.

Was bedeutet der Beschluss nun 
konkret? SPD, Union, Grüne und FDP 
fordern die Bundesregierung auf, Pa-

tientenakten und Personalunterlagen 
zu sichern, um sie der Forschung, 
Bildung und für Anfragen anderer 
Akteure zugänglich zu machen. 
Beteiligt werden sollen die Gedenk-
stätten ehemaliger Euthanasie-Tö-
tungsanstalten, das Institut für Ge-
schichte der Medizin und Ethik in der 
Medizin am Berliner Universitätskli-
nikum Charité, auch Verbände von 
Menschen mit Behinderungen sowie 
geeigneten Vertretern der Disability 
Studies. Zudem soll eine nationale 
Fachtagung durchgeführt werden.

Ressource noch unbekannt

Man darf gespannt sein, wie und mit 
wie vielen Ressourcen die Verbände 
von behinderten Menschen unter-

stützt werden. Außerdem sollen die 
Gedenkstätten an den Orten der 
ehemaligen „T4“-Tötungsanstalten 
unterstützt und erhalten werden. Im 
Antrag der Parteien heißt es nebulös: 

„Der Deutsche Bundestag fordert die 
Bundesregierung im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmit-
tel“ dazu auf. (https://dserver.bun-
destag.de/btd/20/119/2011945.pdf )

Im Rahmen der nationalsozialis-
tischen „Euthanasie“-Morde sind 
schätzungsweise 300.000 Menschen 
mit Behinderungen und psychischen 
Erkrankungen getötet worden. Auf-
grund des 1934 in Kraft getretenen 

„Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses“ wurden etwa 400.000 
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Seit 2012 ist der Bluttest auf die 
Trisomien 13,18 und 21 (nicht-inva-
siver Pränataltest, NIPT) auf dem 
Markt. Zunächst konnten Schwan-
gere den Test nur als Selbstzahler-
leistung (IGeL) in Anspruch nehmen. 
Seit Juli 2022 werden nun die Kosten 
des NIPT von den gesetzlichen Kran-
kenkassen übernommen. Mittler-
weile ist der NIPT faktisch zu einer 
Reihenuntersuchung geworden.

Da Selbstzahlerleistungen nirgends 
erfasst werden, gibt es zur Inan-
spruchnahme des NIPT vor 2022 kei-
ne zuverlässigen Zahlen. Mit der Über-
nahme in den Leistungskatalog der 
Krankenkassen können nun erstmals 
Abrechnungsdaten herangezogen 
werden zur Beantwortung der Frage, 
wie oft und in welchen Altersgruppen 
der Test nach dem 1. Juli 2022 durch-
geführt wurde. Auch die Inanspruch-
nahme von Beratungsleistungen 
zum Test ist abbildbar. Mit dem Be-
schluss des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses (G-BA) zur Kostenüber-
nahme war das Ziel verknüpft worden, 
invasive Pränataldiagnostik zu redu-
zieren. Zugleich sollte sichergestellt 
werden, dass der Test nicht als „Rei-
henuntersuchung“ eingesetzt wird.
Aus den Abrechnungsdaten lassen 
sich auch Anhaltspunkte dazu gewin-
nen, ob diese Ziele erreicht wurden.  

Die Studie

Mit rund neun Millionen Versicherten 
ist die BARMER die zweitgrößte ge-
setzliche Krankenkasse in Deutsch-
land (Marktanteil etwa 12 %). Pro Jahr 
werden ungefähr 60.000 Kinder von 
bei der BARMER versicherten Frau-
en geboren. Zur Beantwortung der 
Frage, wie häufi g der NIPT ab dem 
1. Juli 2022 in Anspruch genommen 
wurde und ob es danach zu einer Ver-
ringerung invasiver Untersuchungen 
im Vergleich zu vorher kam, wurden 

die Abrechnungsdaten von Schwan-
geren des Zeitraums vom 1. Januar 
2014 bis zum 31. März 2024 analysiert. 
Anhand der Abrechnungsziffern des
Einheitlichen Bewertungsmaßst-
abs (EBM) für Ärzt*innen wurde die 
Häufi gkeit der folgenden Maßnah-
men untersucht: Inanspruchnahme
einer Beratung vor der Durchführung
eines NIPT, Durchführung des NIPT,
Beratung bei positivem NIPT, Durch-
führung einer invasiven Pränatal-
diagnostik (Amniozentese) und
Chorionzottenbiopsie).

Häufi gkeit von Beratungen 
und NIPT

Betrachtet wurden 766.245 Schwan-
gerschaften. Bei diesen wurden im 
Beobachtungszeitraum insgesamt 
30.365 NIPT, 166.841 Beratungen vor 
Durchführung des NIPT und 629 Be-
ratungen bei positivem Befund abge-
rechnet.

Die Ergebnisse im Einzelnen werden 
beispielhaft für das derzeit aktuells-
te verfügbare Abrechnungsquartal 
(1/2024, 12.787 bei der BARMER ver-
sicherte Schwangere) dargestellt. Im 
ersten Quartal 2024 wurden 78,4 % 
der Schwangeren zu NIPT beraten, 
wobei bei denjenigen Schwangeren, 
die eine Beratung in Anspruch nah-
men, durchschnittlich 3,3-mal die 
Beratungsziffer abgerechnet wurde. 
Dies kommt dadurch zustande, dass 
die Ziffer pro vollendeten fünf Minu-
ten und insgesamt bis zu 4-mal ab-
gerechnet werden kann. Bei 48,2% 
der Schwangeren wurde ein NIPT 
durchgeführt; 38% der beratenen 
Schwangeren entschieden sich nach 
der Beratung gegen einen NIPT. 8 von 
1.000 Schwangerschaften mit NIPT 
waren positiv, also auffällig befundet. 
Bei 992 von 1.000 gab es keine Auffäl-
ligkeiten, sie galten somit als negativ 
befundet.

Abgerechnete Beratungen 
und NIPT nach dem Alter der 
Schwangeren

Ältere Schwangere haben eine deut-
lich höhere Wahrscheinlichkeit für ein 
Kind mit einer Trisomie. Das Alter der 
Frauen, die einen NIPT in Anspruch 
nehmen, ist also relevant, auch wenn 
es für die Inanspruchnahme keine 
Altersvorgaben gibt. Die folgende 
Abbildung zeigt, dass die Inanspruch-
nahmerate zeitnah nach Kostenüber-
nahme die 50-Prozent-Marke bei 
den 36- bis 39-Jährigen erreichte. 
Bei Schwangeren über 40 lag die In-
anspruchnahme bei etwa 75 %. Im 
ersten Quartal 2024 nahm etwa jede 
vierte Schwangere unter 26 einen 
NIPT in Anspruch. In Abhängigkeit 
vom Alter nahmen zwischen 50 und 
75 % aller Schwangeren mindestens 
eine Beratung zu NIPT in Anspruch, 
wobei der Anteil der Schwangeren, 
die nach einer Beratung tatsächlich 
einen NITP durchführen ließen, bei 
jungen Frauen deutlich geringer war 
als bei Frauen über 40. Beratungen 
nach positivem NIPT waren in allen 
Altersgruppen sehr selten.

Invasive Diagnostik

Die Frage, ob es nach Einführung 
der Kostenübernahme des NIPT zu 
einem Rückgang der invasiven Prä-
nataldiagnostik kam, ist nicht leicht 
zu beantworten, denn die Anzahl der 
Amniozentesen (Fruchtwasserunter-
suchungen) und Chorionzottenbiop-
sien ist in den Jahren davor bereits 
deutlich gesunken: Im Jahr 2014 gab 
es bei 26 von 1.000 Schwangerschaf-
ten invasive pränatale Tests, 2019 wa-
ren es nur noch 15 je 1.000 Schwan-
gerschaften und 2022 noch 11. Der 
Trend war also auch vor der Über-
nahme der Kosten durch die gesetz-
lichen Krankenkassen schon stark 
rückläufi g. 2024 ist zwar eine weitere 
Abnahme auf 8 pro 1.000 Schwanger-

Auf dem Weg zum Massenscreening?
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schaften zu verzeichnen, es ist aber 
unklar, ob diese durch den ohnehin 
rückläufi gen Trend oder durch die 
Kostenübernahme des NIPT bedingt 
ist. Eine von uns durchgeführte Tren-
danalyse zeigt, dass der bisherige 
Trend nach dem 1. Juli 2022 kurzfris-
tig unterbrochen wurde. Es kam nicht 
zu einer Verstärkung des Abnahmet-
rends, sondern das Gegenteil war der 
Fall: Es war ein Sprung nach oben zu 
verzeichnen, mit einer Zunahme um 
1,2 invasive Pränataltests pro 1.000 
Schwangerschaften.

Ein Monitoring zum NIPT 
ist wünschenswert

Die Aufnahme des NIPT in den Leis-
tungskatalog der gesetzlichen Kran-
kenversicherung war im Vorfeld um-
stritten. Es wurde vermutet, dass der 
Test dann insgesamt häufi ger und 
auch von jungen Frauen in Anspruch 
genommen wird, deren Wahrschein-
lichkeit für ein Kind mit Trisomie nied-
rig ist. Das Institut für Qualität und 

Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswe-
sen (IQWiG) hat in seinem Abschluss-
bericht zur nicht-invasiven Pränatal-
diagnostik darauf hingewiesen, dass 
die Testgenauigkeit des NIPT mögli-
cherweise nicht so gut ist wie ange-
nommen. Insbesondere junge Frau-
en könnten aufgrund des niedrigen 
Risikos häufi ger von falsch-positiven 
Testergebnissen betroffen sein. Auch 
unsere Daten weisen darauf hin: Es 
fanden sich mehr Beratungen zu posi-
tiven NIPT als statistisch zu erwarten 
gewesen wäre.

Ob dies auf den vermehrten Einsatz 
des Tests bei jungen Frauen zurückzu-
führen ist, bedarf weiterer Analysen. 
Um mehr Klarheit zur Testgüte, zum 
Einsatz des NIPT und zu den daraus 
resultierenden Folgen (z.B. Schwan-
gerschaftsabbrüche) zu erhalten, wird 
seit einiger Zeit ein Monitoring gefor-
dert. Die vorgelegte Analyse zeigt, 
dass sich mit Krankenkassendaten 
ein gutes Bild zur Inanspruchnahme 

des NIPT gewinnen lässt. 
Krankenkassendaten sind 
demnach für ein Monitoring 
des NIPT geeignet und soll-
ten hier einbezogen werden. 
Allerdings enthalten Abrech-
nungsdaten keinerlei Infor-
mationen zur Qualität der 
Beratung. Der G-BA hat aus-
drücklich die Kosten-über-
nahme vom Vorhandensein 
einer Versicherteninforma-
tion abhängig gemacht und 
vor die Durchführung eine 
Beratung gestellt, damit 
die Schwangeren eine infor-
mierte Entscheidung treffen 
können. Im Rahmen eines 
Monitorings sollten dem-
entsprechend ergänzende 
Daten insbesondere zur 
Beratungsqualität erhoben 
werden, um sicherzustellen, 
dass Schwangere eine infor-
mierte Entscheidung treffen 
können.

Fazit

Bereits jetzt kann festgestellt werden, 
dass der NIPT mit einer durchschnitt-
lichen Inanspruchnahme von 50 % 
zur Reihenuntersuchung geworden 
ist. Von einer über den ohnehin schon 
abnehmenden Trend hinausgehen-
den Verringerung invasiver pränatal-
diagnostischer Tests kann nicht aus-
gegangen werden. Die Ziele des G-BA 
wurden demnach nicht erreicht.   

Eine ausführliche Darstellung und 
Diskussion der durchgeführten Analy-
sen inklusive detaillierter Methoden-
beschreibung, weiterer Ergebnisse 
und Quellenangaben fi ndet sich auf 
der Webseite des BARMER Instituts 
für Gesundheitssystemforschung: 
https://www.bifg.de/publikationen/
epaper/10.30433/ePGSF.2024.008

DAGMAR HERTLE, 
BARMER INSTITUT FÜR GESUNDHEITS-

SYSTEMFORSCHUNG, WUPPERTAL

Der G-BA-Vorsitzende Josef Hecken sagte, die NIPT werde nicht zu einem 
Massenscreening werden. Krankenkassendaten zeigen ein anderes Bild.



S 4
März 2025 – Nr. 99

Skandale, Absurditäten und Provo-
kationen waren zu erwarten. Mit der 
erneuten Wahl des Rechtspopulisten 
Donald Trump zum US-Präsidenten 
kehren auch dessen bizarre Auftritte 
in der Öffentlichkeit zurück, die Stoff 
für die tägliche Medienberichterstat-
tung abgeben.

Kürzlich machte er behinderte Men-
schen zum Ziel seiner Angriffe. 
Anlass war der Zusammenstoß eines 
Passagierfl ugzeugs mit einem Mili-
tärhubschrauber über Washington 
D.C. am 30. Januar, bei dem mutmaß-
lich 67 Menschen ums Leben kamen. 
Auf einer Pressekonferenz machte 
Trump für den Unfall indirekt behin-
derte Menschen verantwortlich, die 
bei der US-Luftfahrtbehörde FAA 
arbeiten. Er beklagte, dass die FAA 
„Beschäftigte mit schweren geisti-
gen Behinderungen, psychiatrischen 
Problemen und anderen geistigen 
und körperlichen Leiden“ einstelle. 
Er zählte folgende Beeinträchtigun-
gen auf: Minderungen des Gehörs 
und der Sehkraft, „fehlende Glied-
maßen, partielle Lähmung, vollstän-
dige Lähmung, Epilepsie, schwere 
geistige Behinderung, psychiatrische 
Behinderung und Kleinwuchs“ (Über-
setzung M.Z.) Darauf angesprochen, 
dass es keine Belege dafür gebe, dass 
Bemühungen der FAA um Inklusion 
und Diversität etwas mit dem Unfall 
zu tun hätten, berief Trump sich auf 
seinen „Common Sense“ (siehe New 
York Times, 30.1.2025).

Rechtsradikale Taktik

Die Ausfälle Trumps dürften Teil einer 
Taktik der radikalen Rechten sein, die 
vom ehemaligen Präsidentenberater 
Stephen Bannon eingeführt wurde 
und die der Politikwissenschaftler 
Thomas Greven im Interview mit der 

Deutschen Welle (5.2.2025) wie folgt 
beschreibt: „Beispielsweise ist Ban-
nons Strategie des ‚Flooding the Zone 
with Shit‘ international sehr erfolg-
reich: Dass also der politische Gegner 
mit ständiger Provokation, ständigen 
Lügen, ständigen neuen Ideen und 
Anfeindungen überfordert wird (…) 
Diese Kommunikationsstrategie wird 
mittlerweile überall von Akteuren der 
radikalen Rechten verwendet.“

Bannon selbst erklärte die Taktik 
2019 gegenüber dem Fernsehsen-
der PBS so: „Alles, was wir tun müs-
sen, ist: Den Raum überfl uten, jeden 
Tag. Drei Dinge auf einmal tun. Wenn 
sie sich an einer Sache festbeißen, 
erledigen wir schon die nächste.“ 
(zit. n. Deutschlandfunk, 8.2.2025).
Während skandalöse Auftritte und 
Maßnahmen auch ein Ablenkungs- 
und Einschüchterungsmanöver sein 
können, etwa Trumps Präsidialde-
kret zur Einstellung von staatlich 
fi nanzierten Trainingsprogrammen zu 
Gleichstellung und Diversität.

Wenige Tage vor Trumps Pressekon-
ferenz wurde bekannt, dass der ar-
gentinische Präsident Javier Milei 
einen Gesetzentwurf erarbeiten lässt, 
der – im Namen des Kampfes gegen 
eine angebliche „Woke-Ideologie“ 
– darauf zielt, die Rechte von Frauen 
und Minderheiten zu beschneiden. 
Unter anderem ist vorgesehen, die 
gesetzliche Quote abzuschaffen, 
die den Staat gegenwärtig dazu 
verpfl ichtet, dass mindestens
vier Prozent seiner Beschäftigten 
Menschen mit Behinderung sind 
(Tiempo Argentino, 24.1.2025). Ob 
Mileis Gesetzentwurf im Parlament 
eine Mehrheit erhalten wird, gilt aller-
dings als fraglich.

Suche nach Sündenböcken

Die Präsidentschaften Trumps und 
Mileis sind Teil einer zutiefst beun-
ruhigenden internationalen Entwick-
lung. Ungarn wird schon lange von der 
rechtspopulistischen Partei Fidesz re-
giert, in Italien stellt eine postfaschis-
tische Partei die Ministerpräsidentin, 
in Frankreich ist die konservative Min-
derheitsregierung von den Stimmen 
des rechtsextremen Rassemblement 
National abhängig. In Österreich sind 
gerade Koalitionsverhandlungen über 
eine von der rechtsextremen FPÖ 
geführte Bundesregierung mit der 
konservativen ÖVP geplatzt. Vor den 
Bundestagswahlen in Deutschland 
beging Friedrich Merz als Kanzlerkan-
didat der Union Wortbruch, indem er 
seinem sogenannten Fünf-Punkte-
Plan gegen Flüchtlinge mit den Stim-
men der neofaschistischen AfD sowie 
mit Abgeordneten der FDP und des 
BSW im Bundestag eine parlamenta-
rische Mehrheit verschaffte.

Über AfD und Union hinaus wett-
eifern Parteien derzeit darum, wer die 
geeignetsten Maßnahmen zur Flücht-
lingsabwehr vorlegen kann. Nach 
Anschlägen, die von – teils psychisch 
kranken – Menschen mit Fluchter-
fahrung begangen wurden, will man 
Gefl üchtete für die Taten einiger we-
niger büßen lassen. Bei einem Teil der 
Bevölkerung kommt das an. Gesucht
wird ein Sündenbock, an dem man 
seine Wut in Zeiten steigender Le-
benshaltungskosten und allgemeiner 
Unsicherheit auslassen kann. Gegen 
diesen Rechtsruck im Land gingen 
Anfang Februar Hunderttausende 
auf die Straße.

MICHAEL ZANDER, BERLIN

Trump-Theater und Merz-Manöver
Trump-Theater und Merz-Manöver
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Auch in Behindertenwerkstätten 
wird für Rüstungsindustrie produ-
ziert. Linke fordert den sofortigen 
Stopp.

Es gibt nichts, was nicht in Behinder-
tenwerkstätten produziert wird: Spiel-
zeug, Haushaltswaren, Möbel und so 
weiter. Dass dort auch Rüstungsun-
ternehmen produzieren lassen, ist 
schon länger bekannt. So berichteten 
Medien im Juli 2013 über eine Behin-
dertenwerkstatt in Cuxha-
ven, die Bauteile fürs Militär 
produzierte – Thema war da-
bei auch, dass dort äußerst 
prekär beschäftigt wird. 
Auch eine parlamentarische 
Anfrage, die Sören Pellmann, 
Sprecher der Bundestagsgruppe Die 
Linke sowie für die Themen Inklusi-
on und Teilhabe seiner Partei, am 17. 
Januar 2025 an die Bundesregierung 
richtete, bezog sich nun auf einen 
Medienbericht: Unter dem Titel »Für 
eine Handvoll Euro« hatte die Taz am 
25.7.2022 über eine Behinderten-
werkstatt in Bremerhaven berichtet, 
in der »mechanische Auslöser für Bo-
denleuchtkörper«, also taktische Be-
leuchtungssignale, montiert werden.

Mit Pellmanns Anfrage konfrontiert, 
betonte Jana Niehaus, Pressespreche-
rin der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Werkstätten für behinderte Menschen
e.V. (BAG WFBM), gegenüber der Ta-
geszeitung junge Welt (jW) hingegen, 
die Werkstätten seien »sozialethi-
schen Grundsätzen verpfl ichtet« und 
würden »auch bei der Auswahl ihrer 
Aufträge« nach diesen »Grundsät-
zen« handeln. Seit wann aber steht 
Rüstungsproduktion im Einklang mit 
sozialethischen Grundsätzen?

In der oben genannten Anfrage bat 
Pellmann die Bundesregierung um 
Auskunft über »Anzahl und Auftrags-

volumen der Direktaufträge des Bun-
desministeriums der Verteidigung (in-
klusive der Bundeswehr und anderer 
nachgeordneter Bundesbehörden) an 
Werkstätten für behinderte Menschen 
(WFBM) in den Jahren 2022, 2023 und 
2024«. Außerdem erfragte der Par-
lamentarier, welche deutschen Rüs-
tungsfi rmen »nach Kenntnis der Bun-
desregierung in diesen drei Jahren 
Aufträge an WFBM vergeben« haben. 
Laut der Antwort von Thomas Hitsch-

ler (SPD), Staatssekretär im Verteidi-
gungsministerium, hatte sein Minis-
terium 114 Aufträge im Jahr 2022 mit 
einem Auftragsvolumen von rund 1,5 
Millionen Euro, 152 Aufträge im Jahr 
2023 mit einem Volumen von 1,4 Mil-
lionen Euro und 111 Aufträge im Jahr 
2024 mit einem Volumen von 633.000 
Euro an WFBM vergeben. Im Vergleich 
ist das Auftragsvolumen also zurück-
gegangen. Pellmann forderte den-
noch »einen sofortigen Stopp aller 
Rüstungsaufträge« an Werkstätten 
für behinderte Menschen.

Welche Unternehmen oder WFBM in 
Rüstungsprojekte involviert waren, 
beantwortete Staatssekretär Hitsch-
ler hingegen nicht. »Eine Einschrän-
kung der Auswertung allein auf Di-
rektaufträge war im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Zeit nicht mög-
lich«, so die ausweichende Antwort 
des Sozialdemokraten. Denn laut 
Auskunft des Bundestagsbüros Sören 
Pellmanns müsse »die Beantwortung 
einer schriftlichen Frage eines Bun-
destagsabgeordneten an die Bundes-
regierung« laut »Parlamentarischen 
Fragerecht innerhalb einer Woche 

erfolgen«. Es könne »jedoch um eine 
Fristverlängerung« gebeten werden, 
wie Stephan Jegielka, wissenschaftli-
cher Mitarbeiter Pellmanns, betonte. 
Das blieb aus.

Die WFBM-Interessenvertretung hält 
sich diesbezüglich bedeckt. Laut Nie-
haus sei ihrem Verband nicht bekannt, 
ob »aktuell Mitglieder mit der Rüs-
tungsindustrie zusammenarbeiten«. 
Allerdings habe der Verband »nur im 

Groben einen Überblick, in 
welchen Segmenten Werk-
stätten wirtschaftlich tätig 
sind«. 

Ermöglicht wird die Aus-
beutung von Menschen in 

Behindertenwerkstätten durch die 
rechtlichen Rahmenbedingungen des 
Sozialgesetzbuchs (SGB), das dieses 
»Arbeitsverhältnis« nicht ohne Grund 
als »Eingliederung in das Arbeitsle-
ben« bezeichnet. Wie die BAG WFBM 
schon 2021 gegenüber jW aufklärte, 
kommt die prekäre Bezahlung fol-
gendermaßen zustande: Die Einrich-
tungen zahlen einen Grundbetrag in 
Höhe eines Ausbildungsgeldes sowie 
einen »leistungsangemessenen Stei-
gerungsbetrag«, wie der damalige 
Pressereferent Volker Berg erläuterte. 
Hinzu käme ein öffentlich fi nanziertes 
Arbeitsförderungsgeld. Somit sind 
die, die in den Werkstätten auch für 
Rüstungsunternehmen schrauben, 
Aufstocker oder erhalten Erwerbs-
minderungsrente. Verbessert haben 
sich die Arbeitsumstände in Behin-
dertenwerkstätten nicht. Und welche 
Rüstungsunternehmen von der 
dortigen Ausbeutung profi tieren, ist 
in Gänze unbekannt.

MAX ONGSIEK
Der Artikel erschien zuerst in der 
Tageszeitung junge Welt, 6.2.2025. 
Wir danken für die Genehmigung zum 
Nachdruck.

Überausbeutung für Rüstung
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Biografi en im newsletter

Theophrastus Bombastus von Ho-
henheim, der sich als Erwachsener  
Paracelsus nannte, wurde 1493 im 
schweizerischen Einsiedeln geboren. 
Seine Mutter war die Aufseherin ei-
nes Hospizes im örtlichen Benedikti-
nerkloster, sein aus Schwaben stam-
mender Vater arbeitete als Wund- und 
Feldarzt. Dadurch erhielt Paracelsus 
erste Einblicke in die Medizin, die er 
im Alter von 16 Jahren an der Universi-
tät Basel zu studieren begann.

Da er der Überzeugung war, wer viel 
über Krankheiten wissen will, müsse 
viele Krankheiten sehen, wanderte er 
zwölf Jahre durch Europa. Es wird ver-
mutet, dass er während eines Aufent-
halts 1516 im oberitalienischen Fer-
rara seine Doktorwürde erlangte. Die 
anschließende Arbeit als Wundarzt 
führte ihn wiederum durch große 
Teile Europas. Erst 1524 ließ er sich 
in Salzburg nieder, musste die Stadt 
aber wegen seiner Unterstützung der 
Aufständischen im deutschen Bau-
ernkrieg schnell und fl uchtartig wie-
der verlassen.

Paracelsus bekam 1527 in Basel die 
Genehmigung, an der dortigen medi-
zinischen Fakultät zu lehren. Er hielt 

die Vorlesungen, statt wie üblich in 
lateinischer, erstmals in deutscher 
Sprache. Außerdem öffnete er seine 
Vorlesungen auch für die Allgemein-
heit, denn: „Die Wahrheit müsse nur 
deutsch gelehrt werden“ und „Nun ist 
hie mein Fürnemmen zu erkleren, was 
ein Arzt seyn soll, und das auff Teutsch, 
damit das in die gemein gebracht 
werde“ (vgl. wikipedia). Er wandte
sich gegen die rein theoretische
Ausbildung der Mediziner. Diese 
Provokationen und seine heftige Kritik
an dem „akademischen Firlefanz“ 
seitens der Ärzte und Apotheker be-
scherten Paracelsus Schmähschrif-
ten und Drohungen gegen Leib und 
Leben. Er fl oh in das Elsass.

In seiner Zeit galt Paracelsus für die 
einen als ein Scharlatan, andere hiel-
ten ihn wegen seiner ungewöhnlichen 
Behandlungsmethoden und nachge-
wiesenen Heilerfolge für einen Wun-
derdoktor. Über sich selbst befand 
Paracelsus, ich „war sonderlich“, mit 
Freunden hielt er es nicht lange aus. 
Er erklärte es so, „dass ich in großer 
Armut erzogen und aufgewachsen 
bin, dass es meines Vermögens nicht 
gewesen ist, nach meinem Gefallen 
zu handeln. Viel Widerwärtigkeiten 
sind mir zugestoßen und niemand ist 
da gewesen, der mich hätte beschüt-
zen können. Denn die sehr seltsame, 
dämonische Art der Menschen hat 
mich schwer gejagt, getadelt, gehin-
dert und unwert gemacht, dass ich 
nicht viel Ansehen gehabt habe vor 
den Menschen, sondern Verachtung, 
denn meine Zunge ist zum Schwätzen 
nicht gerichtet.“ Dieser Halbsatz gilt 
als Hinweis auf sein Stottern, Zeit-
genossen ergänzten, er habe eine 
schwer verständliche Aussprache, die 
nicht auf seinen beträchtlichen Wein-

konsum zurückgeführt werden könne. 
Paracelsus fuhr in seiner Selbstbe-
ob-achtung fort: „Der da ein hübscher 
feiner Gesell sein und unter den an-
dern hervorstechen will, dass ihm alle 
Frauen und Jungfrauen hold seien; 
doch er ist krumm geboren, er hat ei-
nen Buckel auf den Rücken wie eine 
Laute und hat auch sonst keine Person, 
keine Figur am Leib“ – ein dezenter 
Hinweis auf seine kleine Körpergröße.

Der Arzt Paracelsus, der dem volks-
tümlichen Aberglauben anhing und 
mit behinderten Neugeborenen kein 
Mitleid empfand, „weil ihre eigene 
Natur sie hasset“, verschob die Ern-
te der Früchte des Samaritertums  
auf die Zeit im Jenseits: „Es ist bes-
ser, dass der Hinkende, der Krüppel 
und der Lahme reitet, als du, dass 
du ihm die gute Speise gibst und die 
schlechtere für dich behältst, denn er 
ist krank, du aber gesund. Er bedarf 
ihrer, du nicht … Durch die Liebe, die 
du ihnen erweisest, werden sie deine 
Freunde. So schaffst du dir mit deinen 
Gottesgaben Freunde im Himmel“ 
(Mürner 2000, 27ff.).             

Im Jahr 1541 ist Paracelsus gestor-
ben. Er hinterließ ein umfangreiches 
Werk, einige Quellen sprechen von 
bis zu zweihundert Büchern. Speku-
liert wird, dass diese Schreibwut eine 
Reaktion auf seine Sprachprobleme 
gewesen sei. Nicht mehr zu nehmen 
ist ihm sein Wahlspruch: „Wer selbst-
ständig sein kann, soll sich keinem 
unterwerfen.“

UDO SIERCK, GNUTZ

Paracelsus – Arzt

Literaturhinweis:

Mürner, Christian (2000): 
Verborgene Behinderungen, 
Neuwied.
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berühmte US-amerikanische Zirkus 
‚Barnum & Bailey‘ 1899 in London. 
Höhepunkte der Vorstellungen wa-
ren regelmäßig die Präsentationen 
von vierzig sogenannten Kuriositäten, 
eine historisch einmalige Ansamm-
lung von ungewöhnlichen Menschen 
zum Vergnügen des Publikums.

Doch diesmal kam es anders: Die Lo-
kalpresse berichtete überrascht von 
einer „Revolte der Freaks“: Dabei 
drehte es sich nicht um Forderungen 
nach besseren Arbeitsbedingungen 
oder gerechter Entlohnung, sondern 
es ging um die Würde der Angestell-
ten. In einer Resolution betonten die 
beteiligten Schausteller*innen, dass 
ihre „ausgeprägten und unverwech-
selbaren geistigen und körperlichen 
Eigenschaften“ kein Anlass dafür 
seien, sie demütigend als „Freaks“ 
zu bezeichnen. Die Streikenden – an-
geführt von der bärtigen Annie Jones 
– wählten stattdessen für sich die 
Bezeichnung die „Wunderbaren“, 
ein Begriff, der „ihre Einzigartigkeit 

  Fortsetzung S.8

Wie ein roter Faden zieht sich durch 
die Geschichte der Behindertenbe-
wegung die Auseinandersetzung mit 
der Normalität. Spannend liest sich 
das Buch der englischen Historikerin 
Sarah Chaney zu dieser Frage. Immer 
wieder fl ießen persönliche Erinnerun-
gen in ihre faktenreichen Darlegun-
gen ein, denn als Teenager rebellierte 
sie gegen vorherrschende Meinungen 
und Konventionen, sehnte sich ins-
geheim aber danach, ganz normal zu 
sein: Hat mein Körper eine normale 
Form? Ist es normal, Selbstgespräche 
zu führen? Selten Sex zu haben?

Nach Chaney stammt der Begriff des 
Normalen aus der Mathematik, der 
einen rechten Winkel beschrieb. Erst 
ab den 1830er Jahren setzte, unter-
stützt von der Statistik, ein regelrech-
ter Klassifi zierungswahn ein, der die 
Suche nach dem normalen Menschen 
forcierte. Die von den „Forschern ent-
wickelte Wissenschaft des Normalen 
ist daher auch eine Geschichte der 

Ausgrenzung ganzer Gruppen“ (S.13). 
In diesem Zusammenhang weist Cha-
ney auf die weitgehend unbekannten 
Hässlichen-Gesetze, die in den USA 
von 1867 bis mindestens 1974 doku-
mentiert sind. Diese „‘ugly laws’, die 
behinderte Körper als gleichermaßen 
unnormal und abstoßend brandmark-
ten, dienten vor allem dazu, gegen 
Bettler vorzugehen“. Anklänge an 
solche Erlasse „fanden sich auch in 
deutschen und englischen Zeitungen“ 
(S.88). Solche historischen Episoden, 
verquickt mit Beobachtungen aus der 
Gegenwart und persönlichen Refl exi-
onen, machen Chaneys lesenswertes 
Buch aus.        

Hässlichkeit

Die Künstlerin und Autorin Moshtari 
Hilal widmet sich mit Zeichnung und 
Text ergreifend ihrer vermeintlichen 
Hässlichkeit. Die Augenbrauen sind 
zu kräftig, die Nase zu groß, die Arme 
zu behaart – quälende Beobachtun-
gen, an denen Hilal teilhaben lässt. 
Schon die Vorbemerkung gibt die 
Richtung vor: Dieses Buch handelt 
von „Bildern in unseren Köpfen, auf 
unseren Gesichtern, hinter unseren 
Augen, auf unseren Zungen“. Es han-
delt auch von „unseren Blicken und 
wie diese sich andere einverleiben 
und wie Blicke Teil unserer Körper 
werden“. Das Buch „beginnt bei mir 
und endet in uns allen“.

Dieser erweiterte Horizont öffnet 
sich für Hilal nach ihrer Versöhnung 
mit dem eigenen Körper. Es geht 
nunmehr nicht um den Hass auf die 
Hässlichkeit, sondern um das Hinter-
fragen von Bewertungen. In diesem 
Sinne weist Hilal auf eine historische 
Episode: Während seiner vierjährigen 
Europatournee gastierte der welt-

Was ist normal?

Rezensionen
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 Fortsetzung von S. 7

als Überlegenheit statt Abweichung“ 
(201f.) signalisieren sollte.    

Hilal attackiert die Schönheits-
industrie. Denn selbst „die als schön 
markierten Körper sind nicht unbe-
dingt die signifi kanten Profi teure 
dieser Ökonomie. Eher sind es damals 
wie heute jene, die die Standards 
setzen, regulieren, verkaufen. Es sind
jene, die profi tieren von den Häss-
lichen, indem sie die Angst vor und 
den Spott über Hässlichkeit aufrecht-
erhalten, sodass Menschen alles tun 
würden, um dem Hässlichen nicht zu 
nahe zu kommen“ (S.94). Im nicht 
manipulierten und deshalb authen-
tischen Körper, so Hilal, „lagert sich 
die Einzigartigkeit eines einmaligen 
menschlichen Lebens ab, das an Ort 
und Zeit gebunden ist und davon 
Spuren trägt, mit allen Wider-
sprüchen, allem Schmerz, aller
Erschöpfung, aller Abeit.

Warum interessiert unsere Gegen-
wartskultur der glatte Cyborg mehr als
der in jedem Wortsinn gezeichnete 
Mensch, dessen Leib eine Geschichte 
trägt“ (S.109)? Wer darüber nachsin-
nen möchte, sollte sich Hilals Buch 
besorgen.

UDO SIERCK, GNUTZ

Sarah Chaney (2023)
Bin ich normal?
Warum wir alle von dieser Frage 
besessen sind und wie sie 
Menschen abwertet und 
ausgrenzt
Paperback, 347 Seiten, 18 Euro
München: Goldmann
ISBN: 978-3-442-31705-9

Moshtari Hilal (2023)
Hässlichkeit
Gebundenes Buch, 224 Seiten,
23 Euro
München: Hanser
ISBN: 978-3-446-27682-6

Menschen zwangssterilisiert. Betrof-
fen waren jüdische Patienten und 
Patientinnen. Außerdem Sinti und 
Roma, „erbkrank“ kategorisierte 
Menschen, „Asoziale“ und homose-
xuelle wie auch queere Menschen. 
In etwa 30 „Kinderfachabteilungen“ 
wurden mindestens 5.000 physisch 
und psychisch erkrankte Kinder und 
Jugendliche ermordet (sogenannte 

„Kinder-Euthanasie“). Psychiater und 
Mediziner waren maßgeblich an den 
Tötungsaktionen und der Zwangsste-
rilisation beteiligt. Viele von ihnen 
wurden für ihre Taten nicht bestraft. 
Die Funktion der Ermordung ihrer Op-
fer und des industriellen Mordens in 
den Vernichtungslagern bedarf drin-
gend weiterer Aufarbeitung.

Endlich als Verfolgte des 
NS-Regimes anerkannt

Beschlossen wurde auch: Endlich 
werden die geschädigten und ermor-
deten Menschen als Verfolgte des 
NS-Regimes anerkannt. Viele haben 
diesen Status nicht erleben können, 
weil sie – weder entschädigt noch an-
erkannt – verstorben sind.

Die traurige Tatsache, dass die AfD 
ihr Wahlergebnis bei der Bundestags-
wahl am 23. Februar auf über 20 Pro-
zent steigern konnte, lässt an einer 
ordentlichen, gesellschaftsrelevanten 
und wirksamen Aufarbeitung des Na-
tionalsozialismus zweifeln. Der be-
kannte AfD-Politiker Björn Höcke, der 
laut einem Verwaltungsgerichtsurteil 
aus 2019 als „Faschist“ bezeichnet 
werden darf, meinte öffentlich: „Das 
große Problem ist, dass man Hitler als 
das absolut Böse darstellt.“ Andere 
lassen verlauten, dass Homosexuelle 
ins Gefängnis gehören.
Das ist in der Gegenwart zu hören und 
zu lesen. Schlimme Gegenwart!   

ERIKA FEYERABEND, ESSEN

 Fortsetzung von S. 1

Sehenswerte Ausstellung

„Im Gedenken 
der Kinder“
Opfer der NS-Euthanasie-Morde wa-
ren auch Kinder und Jugendliche, 
Täter waren professionelle Kinder-
ärzt*innen. An die Verbrechen er-
innert die Ausstellung „Im Geden-
ken der Kinder“, zusammengestellt 
von der Deutschen Gesellschaft für 
Kinder- und Jugendmedizin (DGKJ). 
Gezeigt wird sie vom 29. April bis 
3. Juli in Dresden (Dreikönigskirche, 
Hauptstr. 23). Sie dokumentiere, so 
die Veranstalter, „wohin ein dikta-
torisches, auf Menschenverachtung 
beruhendes Regime am Ende führt 
– zur brutalen Gewalt gegenüber all 
jenen Bevölkerungsteilen, die nicht 
in das Raster einer rassistischen, eli-
tären und gewaltbereiten politischen 
Ausrichtung passen“. In sogenannten 
Kinderfachabteilungen seien mehr als 
5.000 Kinder und Jugendliche gequält 
und ermordet worden, heißt es im In-
foblatt zur Ausstellung, „sie wurden 
für Experimente missbraucht und ihre 
Organe nach dem Tod für Forschungs-
zwecke verwendet“.
Begleitend zur Ausstellung gibt es 
im Mai und Juni in Dresden mehre-
re Vorträge, die Rassenhygiene und 
„Kinder-Euthanasie“ beleuchten. Zur 
Eröffnung am 29. April (16 Uhr im Fo-
yer der Dreikönigskirche) spricht Pro-
fessor Fred Zepp über die „Aufarbei-
tung der DGKJ zur Kinderheilkunde im 
Nationalsozialismus“.
Infos zur Ausstellung: 
https://www.im-gedenken-der-kinder.de/


